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2 1 1 . Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes, betreffend die Gesetzwidrigkeit von Bestimmungen
der Verordnung des Polizeipräsidenten in Wien vom 30. Dezember 1948, Zl. P 4675/c/48.

2 1 2 . Kundmachung: Großverkaufspreise für Branntwein, Branntweinaufschlag und Monopolausgleich.
2 1 3 . Deklaration über den provisorischen Beitritt Israels zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen.

2 1 1 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Inneres vom 25. Oktober 1960 über die
Feststellung des Verfassungsgerichtshofes, be-
treffend die Gesetzwidrigkeit der §§ 1, 2
und 3 der Verordnung des Polizeipräsi-
denten in Wien vom 30. Dezember 1948,

Zl. P 4675/c/48.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 in Ver-
bindung mit § 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kund-
gemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 15. Oktober 1960, V 13/60/9, festgestellt,
daß die §§ 1, 2 und 3 der Verordnung des Poli-
zeipräsidenten in Wien vom 30. Dezember 1948,
Zl. P 4675/c/48, betreffend die Haustorsperre
und die Hausbeleuchtung, gesetzwidrig waren.

Afritsch

2 1 2 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 3. November 1960, be-
treffend die Großverkaufspreise für Brannt-
wein, den Branntweinaufschlag und den

Monopolausgleich.

Artikel I.
Mit Zustimmung des Hauptausschusses des

Nationalrates vom 3. November 1960 (Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr . 180) werden
mit Gültigkeit ab dem der Kundmachung folgen-
den Tag festgesetzt:

A. der regelmäßige Verkaufspreis im Groß-
verkauf für den von der Verwertungsstelle des
Österreichischen Branntweinmonopols zur Her-
stellung von Trinkbranntwein, Essenzen, Süß-
weinen, kosmetischen Erzeugnissen, für Dro-
gistenzwecke u. dgl. sowie für die Abgabe zu
häuslichen Zwecken abgegebenen Extra-Prima-
sprit mit 3600 S für 100 Liter Weingeist fracht-
frei Bestimmungsstation;

B. die Abschläge vom regelmäßigen Verkaufs-
preis (lit. A) zur Ermittlung des Branntweinauf-
schlages

1. für Branntwein, der unter Abfindung oder
der in Verschlußkleinbrennereien mit einer Jah-
reserzeugung bis zu 4 Hektolitern Weingeist

a) ausschließlich aus Steinobst, Beeren oder
Enzianwurzeln hergestellt ist, mit 1300 S,

b) aus anderen Stoffen hergestellt ist, mit
1000 S;

2. für Branntwein aus Verschlußbrennereien
mit einer Jahreserzeugung über 4 Hektoliter
Weingeist und für Branntwein, der in Brenne-
reien mit Brennrecht innerhalb des Brennrechtes
hergestellt ist, mit 850 S.

Artikel II.

(1) Ab dem der Kundmachung folgenden Tag
betragen:

A. der Branntweinaufschlag für ein Hekto-
liter Weingeist des im Art. I unter B Z. 1 lit. a
bezeichneten Branntweins 2300 S, des unter B
Z. 1 lit. b bezeichneten Branntweins 2600 S und
des unter B Z. 2 bezeichneten Branntweins
2750 S;

B. der regelmäßige Monopolausgleich,

1. wenn er von der Weingeistmenge zu be-
rechnen ist, 2750 S für 100 Liter Weingeist;

2. wenn er vom Gewicht zu berechnen ist,
a) für Trinkbranntwein und andere weingeist-

haltige Erzeugnisse 1925 S,
b) für Arrak, Rum und Kognak 2475 S,
c) für anderen Branntwein 3437 S

für 100 Kilogramm;

C. der besondere ermäßigte Monopolausgleich,
1. wenn er von der Weingeistmenge zu berech-

nen ist, 1100 S für 100 Liter Weingeist;
2. wenn er vom Gewicht zu berechnen ist,

770 S für 100 Kilogramm.
(2) Ein allgemeiner ermäßigter Monopolaus-

gleich wird nicht eingehoben.

Heilingsetzer
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Nachdem die Deklaration über den provisorischen Beitritt Israels zum Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen, welche also lautet:

(Übersetzung.)

DEKLARATION ÜBER DEN PROVI-
SORISCHEN BEITRITT ISRAELS ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL- UND HANDELS-

ABKOMMEN

IN DER ERWÄGUNG, daß die Regierung
Israels am 26. März 1959 ein formelles Ansuchen
um Beitritt zum Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen (in der Folge als „Allgemeines Ab-
kommen" bezeichnet) im Einklang mit den Be-
stimmungen des Artikels XXXIII des Allge-
meinen Abkommens stellte, und

MIT RÜCKSICHT auf den Wunsch vieler
Vertragsstaaten des Allgemeinen Abkommens,
während der 1960 und 1961 stattfindenden Zoll-
tarifkonferenz, die von den Vertragsstaaten des
Allgemeinen Abkommens (in der Folge als
„VERTRAGSSTAATEN" bezeichnet) vorbe-
reitet wird, jene Zollverhandlungen mit Israel
durchzuführen, die nach Ansicht der Vertrags-
staaten einem Beitritt nach Artikel XXXIII vor-
auszugehen haben,

1. ERKLÄREN die Regierung Israels und
andere Regierungen, in deren Namen diese
Deklaration angenommen wurde (die letzteren
im folgenden als „teilnehmende Regierungen"
bezeichnet), daß, solange der Beitritt Israels nach
den Bestimmungen des Artikels XXXIII, der die
Durchführung von Zollverhandlungen mit Ver-
tragsstaaten des Allgemeinen Abkommens zur
Voraussetzung hat, in Schwebe ist, die Handels-
beziehungen zwischen den teilnehmenden Regie-
rungen und Israel auf dem Allgemeinen Abkom-
men basieren werden, als ob die Bestimmungen
des Muster-Beitrittsprotokolls, das von den
VERTRAGSSTAATEN am 23. Oktober 1951
angenommen wurde, in der gegenständlichen De-
klaration enthalten wären, mit der Ausnahme,
daß Israel keine unmittelbaren Rechte auf die
in den Listen zum Allgemeinen Abkommen ent-
haltenen Begünstigungen, sei es nach den Bestim-
mungen des Artikels II, sei es nach den Bestim-
mungen irgend eines anderen Artikels des All-
gemeinen Abkommens, haben wird.

2. ERSUCHEN die Regierung Israels und die
teilnehmenden Regierungen die VERTRAGS-
STAATEN, die notwendigen Maßnahmen zur
Durchführung dieser Deklaration zu treffen.

3. Diese Deklaration, welche von den VER-
TRAGSSTAATEN mit Zweidrittelmehrheit ge-
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nehmigt wurde, liegt zur Annahme durch Unter-
zeichnung oder auf andere Art durch Israel,
durch Vertragsstaaten des Allgemeinen Abkom-
mens oder durch Regierungen, die dem Allge-
meinen Abkommen provisorisch beitreten, auf.

4. Diese Deklaration wird beim Exekutiv-
sekretär der VERTRAGSSTAATEN des Allge-
meinen Abkommens hinterlegt.

5. Der Exekutivsekretär der VERTRAGS-
STAATEN des Allgemeinen Abkommens wird
unverzüglich eine beglaubigte Abschrift dieser
Deklaration und eine Verständigung von jeder
Annahme jeder Regierung, der die Deklaration
zur Annahme offen steht, übermitteln.

6. Diese Deklaration wird zwischen Israel und
jeder teilnehmenden Regierung am 30. Tag nach
dem Tag der Annahme durch Israel und durch
die betreffende Regierung wirksam; sie bleibt in
Kraft, bis die Regierung Israels dem Allgemeinen
Abkommen nach den Bestimmungen des Artikels
XXXIII beitritt oder bis zum 31. Dezember 1961,
je nachdem, welcher Zeitpunkt früher eintritt, es
sei denn, Israel und die teilnehmenden Regierun-
gen kommen überein, die Wirksamkeit der De-
klaration bis zu einem späteren Zeitpunkt zu
verlängern.

GESCHEHEN zu Genf, in einfacher Ausfer-
tigung, in englischer und französischer Sprache,
wobei beide Texte gleichermaßen authentisch
sind, am 29. Mai 1959.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Deklaration für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in dieser Deklaration enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 17. September 1960.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Heilingsetzer

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
i. V. Pittermann

Die österreichische Ratifikationsurkunde wurde am 13. Oktober 1960 beim GATT-Sekretariat
in Genf hinterlegt.

Raab



2064


